 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/1100112/2019

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Senatsvorsitzenden Mag. Armin Treichl, die Richterin
Mag. Natascha Gassner sowie die fachkundigen Laienrichter Mag. Tino Ricker und Mag. Eva-
Maria Dilringer in der Beschwerdesache ***Bf1*** ***Bf1-Adr***, (iber die Beschwerde vom
21.12.2018 gegen die Bescheide des Finanzamtes fir Gebihren, Verkehrsteuern und
Gliicksspiel Finanzamtes Osterreich vom 28. August 2018 betreffend Gebiihren 2018 am 21.
September 2021 in Anwesenheit der Schriftfliihrerin Mag. Anna Maria Peschl zu Recht erkannt:

I. Der Beschwerde wird Folge gegeben. Der angefochtene Bescheid wird ersatzlos aufgehoben.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs.
4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Mit Ubergabs- und Schenkungsvertrag vom 25.7.2014 hat die Beschwerdefiihrerin 1/2 Anteil
an der EZ ***1*** sowie 1/2 Anteil an der EZ ***2*** jeweils KG ***3*** unter
Zurlickbehaltung und Begriindung samt grundbiicherlicher Einverleibungsbewilligung eines
Fruchtgenussrechtes, an ihren Sohn libertragen. Die GrESt wurde unter ERFNR ***4%**
selbstberechnet.

Punkt Drittens dieses Vertrages lautet:
»[Die Beschwerdefiihrerin] behdlt sich nachstehende Rechte am Schenkungsgegenstand vor:

a) das lebensldngliche und soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, unentgeltliche
Fruchtgenussrecht.

Fiir die Ausiibung des Fruchtgenussrechtes gelten die Bestimmungen der §§ 509 ff (Paragraf
flinfhundertneun fortfolgende) des Allgemeinen Blirgerlichen Gesetzbuches. [Der
Beschwerdefiihrerin] steht demnach die volle Nutzung des Vertragsgegenstandes unter
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Schonung der Substanz zu, sie hat das Recht, auf den im Rahmen der ordentlichen
Wirtschaftsfiihrung gezogenen vollen Ertrag des belasteten Anteiles einschliefSlich des Zubehérs
und des Zuwachses.

Die Fruchtgenussberechtigte trigt die ob dem Vertragsgegenstand anfallenden
Bewirtschaftungskosten, insbesondere Strom, Beheizung sowie Betriebskosten und sonstige
Offentliche Abgaben im Sinne des Mietrechtsgesetzes, insbesondere auch die Kosten der
angemessenen Versicherungsdeckung der Vertragsliegenschaft im bisherigen Umfang sowie
sdmtliche 6ffentlich-rechtlichen Schuldigkeiten und sdmtliche den Vertragsgegenstand
betreffenden ***6***, Gebiihren und Abgaben.

[Die Beschwerdefiihrerin] ibernimmt, entsprechend den Bestimmungen der §§ 512 und 513
ABGB (Paragraphen fiinfhundertzwélf und fiinfhundertdreizehn Allgemeines Biirgerliches
Gesetzbuch), nach Mafgabe der erzielten Ertrége die auf den Vertragsgegenstand entfallenden
Erhaltungs- und Instandhaltungskosten.

Magister ***5*** x*x*xgx** stimmt einer fiir die Finanzierung von Instandhaltungen und
Investitionen an der Vertragsliegenschaft erforderlichen Darlehens- oder Kreditaufnahme und
der entsprechenden pfandrechtlichen Sicherstellung im Grundbuch der Vertragsliegenschaften
zu und verpflichtet sich die hiezu erforderlichen Urkunden auch in grundbuchfdhiger Form zu
unterfertigen.

[Die Beschwerdefiihrerin] hat bei der ***7***Bank im Jahre 2004 (zweitausendvier) im
Zusammenhang mit dem Erwerb der Vertragsliegenschaft einen Kredit in Anspruch genommen.
[Die Beschwerdefiihrerin] iibernimmt, auf die Dauer des vorbehaltenen Fruchtgenussrechtes,
weiterhin die alleinige Riickzahlung des Kredites, sowohl an Kapital als auch an Zinsen. Fiir den
Fall des Erléschens des Fruchtgenussrechtes libernimmt Magister ***5*** ***xg*** oine Hdlfte
des zu diesem Zeitpunkt aushaftenden Kreditbetrages in seine weitere
Riickzahlungsverpflichtung. [Die Beschwerdefiihrerin] ist berechtigt jederzeit auf das
vorbehaltene Fruchtgenussrecht zu verzichten.

b) das Belastungs- und VerdufSerungsverbot gemdf § 364 c (Paragraf
dreihundertvierundsechzig c) des Allgemeinen Biirgerlichen Gesetzbuches -

Die Vertragsparteien vereinbaren die grundbiicherliche Sicherstellung des
FruchtniefSungsrechtes als Dienstbarkeit sowie des Belastungs- und Verduferungsverbotes ob
dem Vertragsgegenstand, [die Beschwerdefiihrerin] nimmt die grundblicherlichen
Sicherstellungen hiermit an.”

Die Ergdnzung zum Schenkungsvertrag vom 21.04.2018 hat im Wesentlichen folgenden
Wortlaut:
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,Die Ausiibung des im Schenkungsvertrag vom 25.07.2014 vereinbarten Fruchtgenussrechtes ist
unentgeltlich. Vereinbart wird jedoch die Verpflichtung der [Beschwerdefiihrerin] als Inhaberin
des Fruchtgenussrechtes, an den Geschenknehmer eine Zahlung fiir Substanzabgeltung in Héhe
der fiir den Hidilfteanteil des Gebdudes nach MafSgabe der steuerlichen Vorschriften geltend zu
machenden Absetzung flir Abnutzung zu leisten. Diese wurde mit 3.062,50 € festgestellt. Diese
vorliegende schriftliche Vereinbarung gilt erstmals fiir das Kalenderjahr 2018 und wird auf
unbestimmte Zeit bis auf Widerruf abgeschlossen.

Vorangegangene Vereinbarungen werden hiermit aufgehoben.
Anderungen dieser Vereinbarung bediirfen der Schriftform.

Diese Zahlung hat jéhrlich bis spéitestens 31.12. (einlangend) auf das vom Geschenknehmer
benannte Bankkonto zu erfolgen.”

Flr diese Vereinbarung wurde ein Formular Geb 1 zur Selbstberechnung als
Bestandvertragsgebiihr, dort mit 1% gem. TP 5 vom dreifachen Jahreswert der Afa-Abgeltung
berechnet, beim FAGVG vorgelegt. Eine Einzahlung dazu ist nicht erfolgt.

Dies wurde als Geblihrenanzeige gem. § 31 GebG gewertet.

Mit Bescheid vom 28.8.2018 wurde fiir diese Vereinbarung eine Gebiihr gem. § 33 TP 9 GebG
in Hohe von 551,25 €, das sind 2 vH von 27.562,50 € festgesetzt.

Mit Schreiben vom 26.9.2018 wurde vom steuerlichen Vertreter der Beschwerdefiihrerin ein
Antrag gem. § 245 Abs 2 BAO auf Mitteilung der fehlenden Bescheidbegriindung und ein
Antrag gem. § 245 Abs 3 BAO auf Verlangerung der Beschwerdefrist gestellt. Die
Bescheidbegriindung wurde am 27.11.2018 versendet.

In der Beschwerde vom 21.12.2018 brachte die Beschwerdefuhrerin im Wesentlichen vor:
1. Sachverhalt

Mit Ubergabs- und Schenkungsvertrag vom 25.7.2014 habe ich einen Hdlfteanteil an der EZ
x¥**1*** sowie einen Drittelanteil an der EZ ***2***  jeweils KG ***3*** ynter

Zuriickbehaltung des Fruchtgenusses an meinen Sohn, ***5*** x**g*** 7,gewendet.

Der Vollisténdigkeit halber wurden im Vertrag die gesetzlich normierten Pflichten des
FruchtniefSers gem. §§ 509ff ABGB (insbesondere §§ 512 und 513 ABGB) aufgezdihlt. Es ist
festzuhalten, dass das libertragene Grundstiick lastenfrei war. Der Fruchtgenuss wurde
unentgeltlich eingerdumt.

Die Einrdumung des Fruchtgenussrechts ist nicht an Bedingungen geknlipft, der Fruchtgenuss
kann vom Fruchtsgenussbesteller (Grundeigentiimer) nicht einseitig aufgekiindigt werden.
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Mit Ergéinzung zum Schenkungsvertrag vom 21.4.2018 wurde eine Abgeltung fiir
Substanzverbrauch in Héhe der gesetzlichen AfA vereinbart. Die Abgeltung betrégt EUR
3.062,50. Diese Vereinbarung gilt fiir unbestimmte Zeit.

Es wurde am 2.5.2018 durch die ***8*** Wirtschaftspriifungs GmbH eine
Bestandvertragsgebiihr unter Beilage des Formulars Geb 1 und einer Kopie des
Bestandsvertrags (Ergénzung zum Schenkungsvertrag vom 21.4.2018) angezeigt.

Die Sachbearbeiterin des Finanzamts hat den Steuerberater telefonisch kontaktiert und ihn
darauf hingewiesen, dass keine Selbstberechnung durch den steuerlichen Vertreter erfolgen
kann. Weiters hat sie den Schenkungsvertrag vom 25.07.2014 angefordert.

Eine Selbstberechnung eines Bestandsvertrags durch den steuerlichen Vertreter ist
verfahrensrechtlich nicht vorgesehen. Der steuerliche Vertreter hat diesfalls lediglich die
Anzeigepflicht wahrgenommen. Die Behérde hat den geblihrenpflichtigen Vorgang mittels
Bescheid zu erledigen.

Die Frage warum der Schenkungsvertrag vom 25.07.2014 fiir die Abgabenbehérde relevant sei,
da dieser ordnungsgemdfs vergebliihrt bzw. die GrESt ordnungsgemdfs vom Notar
selbstberechnet wurde, wurde von der Sachbearbeiterin mit der Auskunft begriindet, dass sie
ihren Akt vervollsténdigen méchte.

Mit Geblihrenbescheid vom 28.8.2018 wurde eine Gebliihr gemdfs § 33 TP 9 GebG
(Dienstbarkeitsgebiihr) iHv EUR 551,25 (2% vom 9-fachen Jahreswert von EUR 3.062,50)
festgesetzt. Eine inhaltliche Begriindung enthielt dieser Bescheid nicht.

Mit Antrag vom 26.9.2018 wurde gemdf3 § 245 Abs 2 BAO eine Begriindung begehrt. In diesem
Antrag habe ich meine Rechtsansicht kundgetan, sowie in eventu auf die korrekte
Bemessungsgrundlage hingewiesen.

2. Rechtliche Wiirdigung

Der Gebiihr gemdf3 § 33 TP 9 GebG unterliegen Dienstbarkeiten, wenn jemand der Titel zur
Erwerbung einer Dienstbarkeit entgeltlich eingerdumt oder die entgeltliche Erwerbung von dem
Verpflichteten bestdtigt wird.

Ich habe meinem Sohn die Hdlfte der Liegenschaft in ***3*** durch Schenkung im Jahr 2014
unter Zuriickbehaltung des Fruchtgenusses libertragen. Die Einrdumung des Fruchtgenusses
erfolgte unentgeltlich, d.h. ohne Gegenleistung. § 33 TP 9 GebG fordert die Entgeltlichkeit der
eingerdumten Dienstbarkeit. Aufwendungen, die der Erleichterung der Ausiibung des
bestimmungsmdfSigen Gebrauches dienen und die der Fruchtgenussberechtigte (nur) auf Grund
vertraglicher Verpflichtungen zu tragen hat, um in den Genuss des Fruchtgenussrechtes zu
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kommen, stellen die Gegenleistung fiir die Einrdumung des Fruchtgenussrechtes dar (vgl. BFG
21.12.2015, RV/7102860/2014).

Gemdf3 § 15 Abs. 3 GebG sind Rechtsgeschdfte, die unter anderem unter das
Grunderwerbsteuergesetz fallen, von der Gebiihrenpflicht ausgenommen. Die blofe
Einréumung des Fruchtgenussrechtes - als Gegenleistung fiir die Ubertragung des Grundstiickes
- fdllt unter das GrEStG 1987. Bedingt die Einréiumung des Fruchtgenusses eine weitere
Gegenleistung, unterliegt diese Gegenleistung als bedungenes Entgelt der Gebiihr (vgl. Info des
BMF vom 04.12.2017, BMF-010206/0094-1V/9/2017; Abschnitt 1.6.)

Die Einrdumung des Fruchtgenusses im Jahr 2014 erfolgte nicht unter der Bedingung der
Leistung einer Abgeltung fiir den Substanzverbrauch. Der Erwerb des Titels an dem
Fruchtgenussrecht war bzw. ist nicht an ein Entgelt geknliipft. Die vom Finanzamt behauptete
Gegenleistungen (Leistung der Betriebskosten, Steuern, Gebiihren und Abgaben, sowie
Erhaltungs- und Instandhaltungskosten, Riickzahlung von Darlehen [Das Darlehen ist weder
eine Last auf dem Grundstiick, noch ging zu irgendeinem Zeitpunkt eine Verpflichtung auf
meinen Sohn (iber.]), stellen lediglich die gesetzlich aufgelegten Pflichten des FruchtniefSers
gem. §§ 409ff ABGB (insbes. §§ 412 und 413 ABGB) dar und kénnen daher keine Gegenleistung
darstellen (Fruchtgenuss ist Saldogréfie). Gegenleistung kann nur etwas sein, das ein Erwerber
gegeniiber dem Verkdufer, allenfalls gegeniiber einen Dritten aufwendet.

Beim Fruchtgenuss fallen dem Fruchtgenussberechtigten die Ertrdgnisse (Einnahmen abziiglich
Ausgaben) zu. Der Fruchtgenuss ist daher eine SaldogréfSe. Der Fruchtgenussbelastete muss die
Substanzabnutzung (im Ausmafs eines schonenden Gebrauchs) dulden.

Es besteht kein Zusammenhang zwischen Einrdumung des Titels fiir den Fruchtgenuss und der
spdteren Vereinbarung einer Substanzabgeltung, die andere Motive hat.

Lediglich die rechtsgeschdiftliche Einréiumung des Titels zum entgeltlichen Erwerb einer
Dienstbarkeit unterliegt der Gebiihr. Nur entgeltlich eingerdumte Dienstbarkeiten sind
gebiihrenpflichtig (Lehner/Schaffer in Bergmann/Pinetz (Hrsg), GebG, § 33 TP 9, Rz 12f).

Entgelt ist grundsdtzlich alles, was der Dienstbarkeitsberechtigte aufwenden muss, um in den
Genuss der Sache zu kommen (Lehner/Schaffer, Rz 35).

Die Einrdumung des Titels an der Dienstbarkeit gegen Entgelt ist Grundvoraussetzung fiir die
Gebiihrenpflicht (vgl. Arnold, GebG, § 26 Rz 15 bzw. selbiger § 33 TP 9 Rz 1). Aus meiner Sicht
unstrittig erfolgte die Einréiumung des Fruchtgenussrechts mit Schenkungsvertrag 2014
unentgeltlich.

Gebiihrenrechtlich ist ein Zusatz (Nachtrag) nur dann von Bedeutung, wenn die in der Urkunde
beurkundenden Rechte oder Verbindlichkeiten ihrer Art oder ihrem Umfang nach gedndert
werden oder wenn die vereinbarte Geltungsdauer des Rechtsgeschdifts verldngert wird (Arnold,
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GebG § 21 Rz 1). Dies erfolgte mit der zur Anzeige gebrachten Urkunde aus 2018 jedoch nicht.
Der Fruchtgenuss war bereits seit langem geschriebenes Recht und zudem auch schon
grundblicherlich erfasst. Die Vereinbarung einer Substanzabgeltung erfolgte aus anderen
Motiven, als denen der Einrdumung des Fruchtgenussrechts. Auch bestand kein Widerrufsrecht
oder andere rechtliche Médglichkeiten mit denen eine entsprechende Abgeltung durchgesetzt
werden hdtten kénnen.

Zusammenfassend liegen die Voraussetzungen der § 33 TP 9 GebG, Einrdumung einer
Dienstbarkeit - gegen Entgelt, nicht kumulativ vor, sodass kein gebiihrenpflichtiges
Rechtsgeschdift iSd § 33 TP 9 GebG verwirklicht wurde.

Wiewohl ich nicht von einem Rechtsgeschdft gemdfs § 33 TP 9 GebG ausgehe, weise ich auf die
Berechnung des bedungenen Werts gemdfs § 15 Abs 2 BewG unter Berlicksichtigung meines
Alters und gemdf3 § 16 BewG hin und verweise nochmals auf die Berechnung gemdfs § 16
BewG, die mit Eingabe vom 26.9.2018 bereits beigelegt habe.

Aufgrund der oben angefiihrten Griinde beantrage ich die Aufhebung des angefochtenen
Bescheides.

Weiters beantrage ich eine Entscheidung durch den Senat gemdf$ § 272 Abs 2 Z 1 BAO, wobei
ich im Falle einer vollinhaltlichen Stattgabe der Beschwerde anbiete, den Antrag auf
Entscheidung durch den Senat zuriickzuziehen.

Weiters beantrage die Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung gemdfs § 274 Abs 1 Z 1
BAO.

Sofern die Behérde meine Beschwerde gdnzlich abweisen wiirde, beantrage ich gemdfs § 262
BAO von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung abzusehen und die
Bescheidbeschwerde dem Bundesfinanzgericht vorzulegen.”

Der Beschwerde wurde vom Finanzamt fiir Geblhren, Verkehrsteuern und Gliickspiel mittels
Beschwerdevorentscheidung vom 22.01.2019 teilweise stattgegeben und die Gebihr mit
460,02 €, das sind 2 vH von 23.000,76 € vorgeschrieben. In der Begriindung flihrte das
Finanzamt im Wesentlichen aus:

,Gemdf § 262 Abs 1 BAO ist (iber Bescheidbeschwerden von der Abgabenbehérde, die den
angefochtenen Bescheid erlassen hat, mit als Beschwerdevorentscheidung zu bezeichnendem
Bescheid abzusprechen. Gemdfs § 262 Abs 2 lit a BAO hat die Erlassung einer
Beschwerdevorentscheidung zu unterbleiben, wenn dies in der Bescheidbeschwerde beantragt

wird.

Antrdge auf Beschwerdevorlage sind Prozesshandlungen. Werden diese Antréige ausschlieflich
flir den Fall des Eintretens von bestimmten Ereignissen gestellt (wie im vorliegenden Fall,
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Beschwerdevorlage bei gédnzlicher Abweisung der Beschwerde durch das FAGVG), sind sie
bedingte Prozesshandlungen. Bedingte Prozesshandlungen sind nicht zuléissig, wenn die
Prozesshandlungen einen unmittelbaren Einfluss auf den Fortgang des Verfahrens haben
kénnen.

Ein den Prozessablauf gestaltender Antrag, der nur dann als gestellt gelten soll, wenn die (iber
die Berufung entscheidende Behérde nicht zu einer bestimmten Rechtsmeinung gelangt, ist
nicht zuldssig und ist liber die Beschwerde daher mittels BVE abzusprechen.

Als wesentlicher Bestandteil des Gebiihrenrechtes ist im § 17 Abs 1 GebG bestimmt, dass fiir die
Festsetzung der Gebiihren der Inhalt der tiber das Rechtsgeschdift errichteten Schrift (Urkunde)
mafSgebend ist. Das Rechtsgeschdft unterliegt so, wie es beurkundet ist, der Geblihr.

Aus der alleinigen Geltung des schriftlich niedergelegten Inhalts ergibt sich auch die
Belanglosigkeit der Beweggriinde, die zur Errichtung der Schrift, zum Abschluss des
Rechtsgeschdifts, zu einer bestimmten Art oder Formulierung gefiihrt haben (VwGH vom 24.
Februar 1966, 1669/65, vom 21. Mai 1981, 81/15/0005-81/15/0009, vom 1. Oktober 2001,
2001/16/0312, und vom 30. Juni 2016, Ro 2016/16/0011).

Die entgeltliche Uberlassung der Nutzung einer Liegenschaft unterliegt als Uberlassung des
Fruchtgenussrechtes der Gebiihr gemdf8 § 33 TP 9 GebG . § 33 TP 9 GebG fordert die
Entgeltlichkeit der eingerdumten Dienstbarkeit. Aufwendungen, die der Erleichterung der
Auslibung des bestimmungsmdfSigen Gebrauchs dienen und die der Fruchtgenussberechtigte
auf Grund vertraglicher Verpflichtung zu tragen hat, um in den Genuss des Fruchtgenussrechtes
zu kommen, stellen die Gegenleistung fiir die Einrdumung des Fruchtgenussrechtes das (vgl BFG
21.12.2015, RV/710860/2014). Bemessungsgrundlage der Geblihr ist somit der Wert des
bedungenen Entgeltes.

Werden durch einen Zusatz oder Nachtrag zu einer bereits bestehenden Urkunde die darin
beurkundeten Rechte oder Verbindlichkeiten ihrer Art oder ihrem Umfang nach geéindert - z.B.
durch die Vereinbarung zusdétzlicher Leistungen - oder wird die vereinbarte Geltungsdauer des
Rechtsgeschdiftes verlidngert, so ist dieser Zusatz oder Nachtrag im Umfang der vereinbarten
Anderung oder Verléngerung als selbststéndiges Rechtsgeschdift gebiihrenpflichtig (§ 21 GebG).

Mit Ubergabe- und Schenkungsvertrag vom 9.10.2014 hat die Beschwerdefiihrerin einen
Hdlfteanteil an der Liegenschaft in der EZ ***1***  sowie einen Drittelanteil an der EZ ***2***,
jeweils KG ***3*** aqn jhren Sohn (ibergeben. Als Gegenleistung hat sich die
Beschwerdefiihrerin das Fruchtgenussrecht an diesen Liegenschaftsanteilen Vorbehalten. Sie
verpflichtete sich im Gegenzug dafiir, alle das Vertragsobjekt betreffenden, Betriebskosten,
Steuern, Gebiihren und Abgaben, sowie die Erhaltungs- und Instandhaltungskosten und die
alleinige Riickzahlung des Kredites bei der ***7***Bank zu tragen. Diese Leistungen stellen das
Entgelt fiir die Einrdiumung des Fruchtgenussrechtes dar.
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Mit Ergéinzung vom 21.4.2018 zum oa Ubergabe- und Schenkungsvertrag wird zusdtzlich zu
diesem Entgelt noch eine Zahlung fiir Substanzabgeltung in Héhe der fiir das Gebdude geltend
zu machenden AfA vereinbart. Diese wird mit € 3.062,50 festgestellt und ist erstmals fiir das
Kalenderjahr 2018 zu leisten. Als Dauer wird unbestimmte Zeit vereinbart. Bei der Ergéinzung
vom 21.4.2018 handelt es sich gebiihrenrechtlich um einen Nachtrag im Sinne des § 21 Gebg,
da eine Erh6hung des fiir die Einrdumung des Fruchtgenussrechtes im Vertrag vom 9.10.2014
vereinbarten Entgeltes vereinbart wurde.

Die Ergdnzung zum Schenkungsvertrag unterliegt als selbststdndiges Rechtegeschdift der
Geblihr gemdfs § 33 TP 9 GebG und konnte Ihrem Beschwerdebegehren diesbeziiglich nicht
entsprochen werden.

Im Hinblick auf die H6he der Bemessungsgrundlage wird der Beschwerde stattgegeben und die
Gebiihr entsprechend den Bestimmungen der § 15 (2) und 16 Abs 1 BewG mit 2% von
€ 23.000,76 festgesetzt.”

Im Vorlageantrag vom 25.02.2019 brachte die Beschwerdefiihrerin im Wesentlichen vor:

»Ein kausaler Zusammenhang zwischen Einrdiumung des Fruchtgenussrechts und Vereinbarung
einer Substanzabgeltung wird in Abrede gestellt. Ebenso kann nicht, im Gegensatz zum
Vorbringen der Behérde, von einer entgeltlichen Einrdumung des Fruchtgenussrechts durch
Erfiillung gesetzlicher Pflichten des FruchtniefSers ausgegangen werden. Auf die
Bescheidbeschwerde vom 21.12.2018 wird verwiesen.”

Mit Eingabe vom 02.09.2021 hat die Beschwerdefiihrerin den Antrag auf Durchfiihrung einer
mundlichen Verhandlung zurlickgezogen.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt
Das Bundesfinanzgericht hat folgenden Sachverhalt festgestellt:

Mit Ubergabs- und Schenkungsvertrag vom 25.7.2014 hat die Beschwerdefiihrerin 1/2 Anteil
an der EZ *¥**1*** sowie 1/2 Anteil an der EZ ***2*** jeweils KG ¥***3*** unter
Zurlickbehaltung und Begriindung samt grundbuicherlicher Einverleibungsbewilligung eines
Fruchtgenussrechtes, an lhren Sohn tbertragen.

Die Fruchtgenussberechtigte tragt die ob dem Vertragsgegenstand anfallenden
Bewirtschaftungskosten, insbesondere Strom, Beheizung sowie Betriebskosten und sonstige
offentliche Abgaben im Sinne des Mietrechtsgesetzes, insbesondere auch die Kosten der
angemessenen Versicherungsdeckung der Vertragsliegenschaft im bisherigen Umfang sowie
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samtliche 6ffentlich-rechtlichen Schuldigkeiten und samtliche den Vertragsgegenstand
betreffenden Steuern, Geblihren und Abgaben.

Die Beschwerdefiihrerin Gbernimmt, entsprechend den Bestimmungen der §§ 512 und 513
ABGB (Paragraphen flinfhundertzwolf und fiinfhundertdreizehn Allgemeines Birgerliches
Gesetzbuch), nach Malgabe der erzielten Ertrage die auf den Vertragsgegenstand entfallenden
Erhaltungs- und Instandhaltungskosten.

Die Beschwerdefiihrerin hat bei der ***7***Bank im Jahre 2004 (zweitausendvier) im
Zusammenhang mit dem Erwerb der Vertragsliegenschaft einen Kredit in Anspruch
genommen. Die Beschwerdefiihrerin libernimmt, auf die Dauer des vorbehaltenen
Fruchtgenussrechtes, weiterhin die alleinige Riickzahlung des Kredites, sowohl an Kapital als
auch an Zinsen. Fir den Fall des Erldschens des Fruchtgenussrechtes tibernimmt Magister
HAREGH Ak HARAG*** eine Halfte des zu diesem Zeitpunkt aushaftenden Kreditbetrages in seine
weitere Riickzahlungsverpflichtung.

In der Ergdanzung zum Schenkungsvertrag vom 21.04.2018 wurde vereinbart, dass die
Beschwerdefihrerin als Fruchtgenussberechtigte dem Eigentiimer eine Zahlung fur
Substanzabgeltung in Hohe der fir den Halfteanteil des Gebaudes nach Maligabe der
steuerlichen Vorschriften geltend zu machenden Absetzung fiir Abnutzung in Hohe von
3.062,50 € jahrlich bis spatestens 31.12. jeden Jahres zu leisten hat.

2. Beweiswiirdigung

Dieser Sachverhalt geht aus den von der Beschwerdefiihrerin vorgelegten Urkunden hervor
und ist unstrittig.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung/Abanderung/Stattgabe)

Dieser unstrittige Sachverhalt wird vom Bundesfinanzgericht rechtlich folgendermalien
beurteilt:

Im gegenstindlichen Fall wurden im Ubergabs- und Schenkungsvertrag vom 25.7.2014 zwei
Rechtsgeschifte abgeschlossen. Einerseits die Ubertragung der Liegenschaften gegen
Einrdaumung eines Fruchtgenussrechtes, bei der es sich um einen Erwerbsvorgang gemaR § 1
Abs 1 Z 1 GrEStG handelt, andererseits um die den Tatbestand des § 33 TP 9 GebG erfillende
Einrdumung einer Dienstbarkeit gegen Bezahlung eines vereinbarten Entgeltes (=Tragung der
Betriebskosten einschlieBlich Versicherung, Tragung der Erhaltungs- und
Instandhaltungskosten und Riickzahlung der aushaftenden Kreditraten wahrend des Bestandes
des Fruchtgenussrechtes).
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Bei einem Kauf sind gemal’ § 5 Abs 1 Z 1 GrEStG die dem Verkaufer vorbehaltenen Nutzungen
der Gegenleistung zuzurechnen (Fellner, Gebiihren und Verkehrsteuern, Bd. Il,
Grunderwerbsteuer Rz 105 zu § 5 GrEStG). Der Vorbehalt des Fruchtgenussrechtes an der
geschenkten Liegenschaft ist daher grundsatzlich grunderwerbsteuerpflichtig.

Nach § 15 Abs. 3 GebG sind Rechtsgeschafte, die unter das Erbschafts- und
Schenkungssteuergesetz, Grunderwerbsteuergesetz, Kapitalverkehrsteuergesetz (I. Teil
Gesellschaftsteuer und Il. Teil Wertpapiersteuer) oder Versicherungssteuergesetz fallen, von
der Gebuhrenpflicht ausgenommen; dies gilt auch fiir Rechtsgeschafte, sofern und insoweit
diese unter das Stiftungseingangssteuergesetz fallen.

GemaR § 17 Abs. 1 erster Satz GebG ist fiir die Festsetzung der Gebilihren der Inhalt der iber
das Rechtsgeschaft errichteten Schrift (Urkunde) malRgebend.

Zweck des § 15 Abs. 3 GebG ist es zu vermeiden, dass ein Rechtsgeschaft, das nach einem der
erschopfend angefiihrten Abgabengesetze steuerbar ist, nicht Gberdies noch mit einer
Rechtsgebiihr belegt wird (vgl. etwa die bei Fellner, Stempel- und Rechtsgebihren, Bd. I, Rz 66
zu § 15 GebG wiedergegebene Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes).

Die Frage, ob ein einheitlicher Vertrag oder zwei (oder mehr) selbstandige Rechtsgeschafte mit
mehreren verschiedenen Leistungspflichten vorliegen, ist gemal § 914 ABGB nach dem Willen
der Vertragsparteien zu beurteilen (VWGH 24.3.1994, 92/16/0129; Fellner, aa0O, Rz 68 zu § 15
GebG, mwN).

Flir das Vorliegen eines einheitlichen Vertrages spricht etwa die Zusammenfassung und
gleichzeitige Annahme mehrerer Leistungen in einem Schriftstiick (VwWGH 24.3.1994,
92/16/0129). Selbst getrennt abgeschlossene Vertrage sind dann als Einheit aufzufassen, wenn
die Beteiligten trotz mehrerer (in ein oder mehreren Urkunden enthaltener) getrennter
Vertrage eine einheitliche Regelung beabsichtigen und wenn zwischen den mehreren
Vertragen ein enger sachlicher und zeitlicher Zusammenhang besteht (VwWGH 9.10.1991,
89/13/0098, und 16.10.2003, 2003/16/0126).

Enthalt ein einheitlicher Vertrag verschiedenen Vertragstypen entnommene Elemente, ist er
geblhrenrechtlich nach seinem lberwiegenden rechtlichen und wirtschaftlichen Zweck zu
beurteilen. Fir die Rechtsnatur eines Vertrages ist die nach § 914 ABGB ermittelte Absicht der
Parteien hinsichtlich der Wirkungen des Vertrages maRgebend. Dabei kommt es vor allem auf
den von den Parteien bei Abschluss des Vertrages verfolgten, objektiv erkennbaren Zweck des
Vertrages an (VWGH 13.12.2012, 2010/16/0023, mwN).

Legt man diesen Mal3stab zugrunde, so ist allein anhand des Inhalts des nach § 17 Abs. 1 GebG
malRgeblichen Ubergabs- und Schenkungsvertrages von einem engen sachlichen und zeitlichen
Zusammenhang der Begriindung aller darin vorgesehenen Berechtigungen und
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Verpflichtungen und damit von einheitlichen Rechtsgeschaften auszugehen. Anhaltspunkte
dafiir, dass die Parteien des Ubergabs- und Schenkungsvertrages etwa die Einrdumung des
Fruchtgenussrechtes auch losgeldst von einer vorherigen Schenkung in Betracht gezogen
hatten, sind dem Akt nicht zu entnehmen.

Damit ist von einheitlichen Rechtsgeschaften, namlich von Schenkungen gegen Vorbehalt des
Fruchtgenussrechtes an der Liegenschaft - dieses wiederum gegen laufende Zahlung von
Betragen in Hohe der AfA - auszugehen.

Mit Ablauf des 31. Juli 2008 ist die Befreiungsbestimmung des § 15 Abs. 3 GebG, soweit sich
diese auf das Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz bezieht, fiir Rechtsvorgange, fiir die die
Steuerschuld nach dem 31. Juli 2008 entsteht, inhaltsleer geworden. Im Beschwerdefall ist
vielmehr entscheidend, dass fiir den gegenstandlichen Schenkungsvertrag das
Grunderwerbsteuergesetz mafigebend ist und damit der Tatbestand der
Befreiungsbestimmung des § 15 Abs. 3 GebG , Rechtsgeschifte, die unter das ...
Grunderwerbsteuergesetz ... fallen” eingreift.

Fir die Anwendung der Befreiungsbestimmung geniigt es, dass ein Rechtsgeschaft (iberhaupt
dem genannten Verkehrsteuergesetz unterliegt; es ist also nicht erforderlich, dass eine nach
diesen Gesetzen anfallende Steuer auch tatsachlich vorgeschrieben wurde (vgl. Fellner, aaO, Rz
66 ff zu § 15 GebG, mwN). Aus der Tatsache, dass die Grunderwerbsteuer im gegenstandlichen
Fall auf Grund von § 7 Abs 1 lit ¢ GrEStG als unentgeltlich gilt und gemaR § 4 Abs 1 GrEStG nur
von Grundstlickswert zu berechnen ist, ist fiir das Finanzamt daher nichts zu gewinnen.

Der Beschwerde war daher stattzugeben und der angefochtene Bescheid ersatzlos
aufzuheben.

3.2. Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Durch das Erkenntnis des
Verwaltungsgerichtshofs vom 02.10.2020, Ra 2020/16/0109 wurde die im gegenstdndlichen
Fall zu I6sende Rechtsfrage geklart. Da das Bundesfinanzgericht dieses Erkenntnis umgesetzt
hat, ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nicht zulassig.

Feldkirch, am 23. September 2021

11 von 11



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung/Abänderung/Stattgabe)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




